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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die Gewerbesteuer für die Zeit vom 21. Juni bis 31. Dezember 1948 und für 

das Kalenderjahr 1949 

- Nr. 944 der Drudesachen - 

mit den 

Bcsdilüsscn des 11. Ausschusses 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 12 § 12 


Weitergeltung des bisherigen Rechts 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichen- 
des bestimmt ist, sind die bisherigen gewerbesteuer- 
lichen Vorschriften mit den landesreditlichen Ände- 
rungen anzuwenden. 

(2) Die folgenden Vorschriften sind nicht anzu- 
wenden: 

1. § 2 Absatz 2 Sätze 1 und 2 und § 3 Ab- 
sätze 2 bis 5 der Verordnung über die Erhe- 
bung der Gewerbesteuer in vereinfachter Form 
vom 31. März 1943, 

2. §§ 2 und 3 der Zweiten Verordnung über 
die Erhebung der Gewerbesteuer in verein- 
fachter Form vom 16. November 1943 (RGBl. I 
S. 684). 


Wcitergeltung des bisherigen Rechts 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichen- 
des bestimmt ist, sind die bisherigen gewerbesteuer- 
lichen Vorschriften mit den landcsrechtlichcn Ände- 
rungen anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften der §§ 2 und 3 der Zweiten 
Verordnung über die Erhebung der Gewerbesteuer 
in vereinfachter Form vom 16. November 1943 
(RGBl. I S. 684) sind nicht anzuwenden. Die fol- 
genden Vorschriften der Verordnung über die Erhe- 
bung der Gewerbesteuer in vereinfachter Form vom 
31. März 1943 sind in neuer Fassung anzuwenden: 

1. § 2 Absatz 2 vorbehaltlich der §§ 7 und 8 
dieses Gesetzes in der folgenden Fassung: 
„(2) Maßgebend ist der Gewerbeertrag des 
Erhebungszeitraums, für den der einheitliche 
Steuermeßbetrag festgesetzt wird. Hat die 
Steuerpflicht nicht während des ganzen Erhe- 
bungszeitraumes bestanden, so ist der wäh- 
rend der Dauer der Steuerpflicht im Erhe- 
bungszeitraum bezogene Gewerbeertrag auf 
einen Jahresbetrag umzurechnen.“ 

2. § 3 in der folgenden Fassung: 

„Die Gewerbesteuer für den Erhebungszeit- 
raum 1949 wird auf Grund des einheitlichen 
Steuermeßbetrags (§ 2 Absatz 1) nach dem 
Hebesatz festgesetzt und erhoben, der für 
das Rechnungsjahr 1. April 1949 bis 31. März 
1950 festgesetzt ist (§16 des Gewerbesteuer- 
gesetzes).” 



